
8. Der Satzungsbeschluss vomQi.Q[..2e2,{ wurde amEE_.@._Jcül gemäß g 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt

Gemeinde llmmünster
gemacht. Die Einbeziehungssatzung Nr. 6 ,,Dorßtraße" und die Begründung werden seit diesem Tag zu den
iiblichen Dienstzeiten im Bauamt zu jedermanns Einsicht bereitgehalten ;

Uber den lnhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. Die Einbeziehungssatzung ist damit in Kraft getreten
Auf die Rechtsfolgen des g 44 Abs 3 nd 2 sowie Abs. 4 BauGB und die gS 214 und 215 BauGB wird
hingewiesen
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PRAAMBEL
Die Gemeinde llmmünster erlässt aufgrund

- des $ 34 Abs. 4, Satz 1, Nr.3 des Baugesetzbuches (BauGB)
- des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO)
- des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO)
- der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO)
- der Planzeichenverordnung (PlanzV)

in der zum Zeitpunkt dieses Beschlusses gültigen Fassung die

Einbeziehu ngssatzung
Nr. 6 "Dorfstraße" arssatzuns

BESTANDTEILE DER SATZUNG

Bestandteil dieser Einbeziehungssatzung sind die zeichnerischen Festsetzungen M = 1 : 500, die zeichnerischen

Höhenfestse2ungen M = 1 :500, die Festsetzungen durch Planzeichen, die FestseEungen durch Text, die Hin-

weise durch Planzeichen, die Begründung in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses gültigen Fassung sowie

die naturschutzrechtliche Eingrifbregelung und die Angaben zur speziellen artenschutzrechflichen Prüfun9.

C: FESTSETZ UNGEN DURCH PLANZE ICHEN

1. Bauqrenzen-Linien Und Geltunqsb€rcrch

1.',| Bau grenze Hauptbau körper 1.2.:--,---- Grenze Geltungsbereich

2. Maß der baulichen Nutzung. Bauweise

Z.'1. 150 m2 festqesetzte maximale Grundfläche je Hauptgebäude. Überdachte Terrassen, Pergolen
undTlalkone sind hierbei nicht mitzurechnen.

Z.Z. 2 WE festgeseute Anzahl der Wohneinheiten pro Gebäude. Hier: 2 WE pro Gebäude zulässig

4.3 ml2.3. 6:3 m zulässige Wandhöhe bei E+D/ll

2.4. gOl?S" nur gleichgeneigte, symmetrische Satteldächer mit einer Neigung von 30-45'zulässig

3. Sonstiqe Festsetzungen

3.1.+------' festgesetzte H au ptfi rstrichtu n g lti r
Wo[ngebäude

3.2 öffentliche Verkeh rsfläche

E. FESTSETZUNG EN DURCH TEXT

1. BEBAUUNG. GARAGEN. STELLPLATZE UND NEBENG.EBAUDE

1 .1 . Offene KFZ-StellpläEe und Nebenanlagen nach $14 BauNVO sind auch außerhalb der festgesetzten Bau-
grenzen zulässig.

1.2. Die Abstandsflächen gemäß Art. 6 BayBO sind einzuhalten. Bei der Bemessung der Abstandsflächen bleiben
Dachüberstände außer Betracht, auch wenn sie die maximalzulässigen Dimensionen nach ArL6 Abs. 8 Nr.

1 und 2 überschreiten.
1 .3, ln den überschwemmungsbereichen innerhalb der HQ 100-Linie mit Klimazuschlag nach Punkt F.2. ist

die Errichtung jeglicher Hochbauten unzulässig.

2. GELANDEGESTALTUNG / GRÜNORDNUNG

2.1. Es sind nur die sich aus der Höhenplanung ergebenden Auffüllungen und Abgrabungen sowie solche zur
Herstellung regelgerechter Zufahrten und Hauszugänge zulässig-

2.2. Abböschungen sind im Verhältnis 2:1 zu verziehen.
2.3. ln den überschwemmungsbereichen innerhalb der HQ 100-Linie mit Klimazuschlag nach Punkt F.2. sind

jegliche Geländeauflüllungen nicht zulässig.
2.4. Die festgesetzten Pflanzungen sind bis spätestens in der auf die Nutzungsauftrahme der Gebäude folgenden

Pflanzperiode auszuflihren, abzuschließen und dauerhaft zu erhalten. Ausfälle sind spätestens in der da-
rauffolgenden Pfl anzperiode zu ersetzen.

2.5. Anfallendes Oberflächenwasser ist soweit möglich großflächig über Oberboden zu versickern. Andernfalls ist

es in den öffentlichen Kanaleinzuleiten.

F. NACHRICHTLIC HE UBERNAHMEN

HQ 100 inkl. Klimazu-
schlag=455,30üNN

HQ 100 = 455,19 ü NN

SVERMERKE
1 . Der Gemeinderat der Gemeinde llmmünster hat in seiner Sitzung am 06.08.2019 die Aufutellung der

Einbeziehungssatzung Nr. 6 "Dorßtraße" 
beschlossen, Der Aufstellungsbeschluss wurde am 21.08.2019

ortsüblich bekannt gemacht ($ 2 Abs. 1 BaUGB).

2. Der Entwurf der Einbeziehungssatzung in der Fassung vomgE.12tr, Scf,owurde mit der Begründung gemäß
g 13 Abs. 2Satz 1 Nr.2,3 u. Satz 2 sowie $ 3 Abs.2 BauGB in der Zeitvom 4L.o3.lcrjto bis l!.g.fgi-o
öffentlich ausgelegt.
Ort und Dauer der Auslegung sowie Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener lnformationen verfligbar
sind, wurden am @.9. Jglo ortsüblich bekanntgemacht, Es wurde darauf hingewiesen, dass Stellungnahmen
während der Auslegungsfrist abgegeben werden können, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen
bei der Beschlussfässung unberücksicht bleiben können und dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird.

3. Zum Entwurf der Einbeziehungssatzung in der Fassung vom [.([.,?OäO wurden die Behörden und Träger
öffentlicher Belange gemäß $34 Abs.6 BauGB i. V. m. $ 13 Abs.2Satz 1 Nr.3 BauGB u. $ 4Abs.2 BaUGB

in der Zeit vom!l_.0g, Jo&o bis {.@. Jot0 beteiligt.

4. Der Entwurf der Einbeziehungssatzung in der Fassung vom1L.U.3)Zruwurde mit der Begründung gemäß
g 13 Abs. 2S4g 1 Nr.2, 3 u. Satz 2 sowie $ 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom./!.fu. Zrtubisi]$.lL. Zo2o
erneut öffentlich ausgelegt.
Ort und Dauer der Auslegung sowie Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener lnformationen verftigbar
sind, wurden anllL.JL..nlO ortsüblich bekanntgemacht. Es wurde darauf hingewiesen, dass Stellungnahmen
während der Auslegungifrist abgegeben werden können, dass nicht ftistgerecht abgegebene Stellungnahmen
bei der Beschlussfassung unberücksicht bleiben können und dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird-

5. Zum Entwurf der Einbeziehungssatzung in der Fassung uom$.1!.?Cth-; wurden die Behörden und Träger
öffentlicher Belange gemäß g 34Abs.6 BauGB i. V. m. $ 13 Abs.2Satz 1 Nr.3 BauGB u. $ 4a Abs.3 BaUGB

in der Zeit vom J!.[. bZc,bis'/&.1L.7'tT"terneut öffentlich beteiligt.

6. Die Gemeinde llmmünster hat mit Beschluss des Gemeinderates vom!p.p/.le',1,ldie Einbeziehungs-
satzung gemäß g 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB in der Fassung vom q-.g.jgflals Satzung beschlossen.

( 2

1

2

G. VERFAHRE
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Höhenfestsetzuno Höhe üNN für die Gebäude auf OK Rohfußboden. Zur besseren Ein-
patbunglns Geia"nOe Oa* Aie Höhenfestsetzung um jeweils 25 cm über- und unterschriften
werden.

Festsetzung der Bereiche, in denen Grundstückszufahrten zulässig sind.
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Festsetzuno des Höhenbezuqspunktes auf OK Schachtdeckel auf der Dorfstraße zur
Ermittlung öer Höhenlage dei Gebäude

Naturschutzrechliche Ausgleichsfl äche gemäß Ausgleichsfl ächenvertrag

D: HINWEISE DURCH PLANZEICHEN
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Maßangabe in Metern

bestehende Grundstücksgrenzen

bestehende Flurstücksnu mmern

Höhenangabe natürliches Gelände

Schnittlinie mit Schnittbezeichnun g

Vorgeschlagene Baukörper

Parzellennummer

Beweounosfläche lür die Feuer-
wehr ilacöArt.5 BavBo
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